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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu den dem Deutschen Bundestag zugeleiteten Streitsachen vor dem 
Bundesverfassungsgericht 2 BvE 1/92 und 2 BvE 2/92 


A. Problem 

Das Bundesverfassungsgericht hat in den Organstreitverfahren 
dreier Bundestagsabgeordneter gegen die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag die Antragsschriften zugeleitet und ihm 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Das Verfahren hat den 
Beschluß der Bundesregierung vom 11. Dezember 1991 zum 
Bericht des Arbeitsstabes Berlin/Bonn über die Verlagerung von 
Teilen der Regierung nach Berlin und die Bildung sogenannter 
Politikbereiche zum Anlaß. 

Die Antragsteller, die Mitglieder des Bundestages Martin Grüner 
(2 BvE 1/92), Ortwin Lowack und Dr. Günther Müller (2 BvE 2/92), 
machen mit ihren Organklagen geltend, daß der oben genannte 
Beschluß der Bundesregierung sie in ihren verfassungsrechtlichen 
Rechten als Abgeordnete des Deutschen Bundestages aus Arti- 
kel 38 Abs. 1 Satz 2; Artikel 42; Artikel 77 Abs. 1 Grundgesetz 
verletze. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß hat in seiner 43. Sitzung am 4. Juni 1992 
einstimmig beschlossen, daß der Deutsche Bundestag eine Stel- 
lungnahme abgibt, mit der er den Anträgen in den Verfahren 
entgegentritt. 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Kosten für die Prozeßvertretung. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. in den verfassungsgerichtlichen Verfahren 2 BvE 1/92 und 
2 BvE 2/92 eine Stellungnahme abzugeben, mit der den 
Anträgen in den Organstreitverfahren entgegengetreten wird; 

2. die Präsidentin zu bitten, einen Bevollmächtigten zu bestellen, 
der den Deutschen Bundestag in diesen Verfahren vertritt. 


Bonn, den 26. August 1992 


Der Rechtsausschuß 
Horst Eylmann 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Horst Eylmann 


Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages Mar- 
tin Grüner (2 BvE 1/92), Ortwin Lowack und Dr. Gün- 
ther Müller (2 BvE 2/92), haben mit ihren Antrags- 
schriften vom 5. Juni 1992 beim Bundesverfassungs- 
gericht festzustellen beantragt, die Bundesregierung 
habe mit ihrem Beschluß vom 1 1 . Dezember 1991 über 
die Verlagerung von Teilen der Regierung nach Berlin 
und die Bildung sogenannter Politikbereiche (Bulletin 
der Bundesregierung Nr. 141 vom 13. Dezember 1991, 
S. 1 149 ff.) verfassungsrechtliche Rechte der Antrag- 
steller als Abgeordnete des Deutschen Bundestages 
aus Artikel 38 Abs. 1 Satz 2, Artikel 42; Artikel 77 
Abs. 1 Grundgesetz verletzt. 

Die Antragsteller verlangen weiterhin Feststellung 
von seiten des Bundesverfassungsgerichts dahin 
gehend, daß die Bundesregierung die verfassungs- 
rechtlichen Mitwirkungsrechte der Antragsteller ver- 
letzte, wenn sie ohne förmliches Bundesgesetz den 
Sitz der Bundesregierung ganz oder teilweise von 


Bonn nach Berlin verlege oder durch planerische 
Maßnahmen vollendete Tatsachen schaffe. 

Hilfsweise machen die oben genannten Abgeordne- 
ten geltend, die Bundesregierung verletze ihre Mit- 
wirkungsrechte dadurch, daß sie es unterlasse, eine 
Gesetzesvorlage über die Verlagerung des Sitzes der 
Bundesregierung einzubringen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat dem Deutschen 
Bundestag die Antragsschrift zugeleitet und ihm eine 
Frist zur Stellungnahme bis zum 1. Dezember 1992 
gesetzt. 

In der Sitzung vom 4. Juni 1992 hat der Rechtsaus- 
schuß einstimmig beschlossen, dem Deutschen Bun- 
destag zu empfehlen, eine Stellungnahme abzuge- 
ben, mit der den Anträgen der Antragsteller entge- 
genzutreten ist, und die Präsidentin zu bitten, einen 
Verfahrensbevollmächtigten zu bestellen. 


Bonn, den 26. August 1992 


Horst Eylmann 

Vorsitzender 
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